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Das Familienprivileg des § 116 Abs. 6 SGB X findet keine Anwendung im Rahmen des § 110 
Abs. 1, 2 SGB VII 
 
§ 116 Abs. 6 SGB X, § 110 Abs. 1 S. 1, Abs. 2 SGB VII 
 
Beschluss des BGH vom 16.08.2016 – VI ZR 497/15 – 
Bestätigung des Urteils des OLG Koblenz vom 20.07.2015 – 12 U 948/14 – UVR 10/2015, S. 558 
 

Die Klägerin, ein Unfallversicherungsträger, macht Ansprüche nach § 110 Abs.1 SGB VII gegen 
den Schädiger geltend, den Vater des durch den Versicherungsfall geschädigten Sohnes.  
Der schädigende Vater ließ seinen 8½ Jahre alten Sohn auf der vorderen linken Zinke eines 
Gabelstaplers mitfahren. Als der Vater über einen unebenen Teerbelag fuhr, fiel der Sohn her-
unter und verletzte sich schwer. Das OLG Koblenz hatte der Klägerin einen Aufwendungser-
satzanspruch nach § 110 Abs. 1 SGB VII zugesprochen. Der Senat lehnte jedoch die An-
wendung des Familienprivilegs des § 116 Abs. 6 SGB X im Rahmen des § 110 Abs. 2 SGB 
VII ab. 
Die hiergegen eingereichte Nichtzulassungsbeschwerde des Beklagten wies der BGH zu-
rück, weil die Rechtssache keine grundsätzliche Bedeutung habe. Zu Recht habe das OLG 
Koblenz die Anwendung des Familienprivilegs im Rahmen des § 110 Abs. 2 SGB VII verneint, 
weil die hierfür erforderliche Regelungslücke fehle. Wie schon § 640 RVO enthalte § 110 Abs. 
2 SGB VII einen Ausschluss des Rückgriffrechts, die auch Fälle des häuslichen Zusammenle-
bens von Schädiger und Verletztem erfasse (vgl. Urteil des BGH vom 18.10.1977 – VI ZR 62/76 
– [juris]). Eine Änderung der Rechtslage obliege dem Gesetzgeber. 
Die Geltung des § 116 Abs. 6 SGB X folge auch nicht aus der Regelung des § 110 Abs. 1 
S. 1 SGB VII, wonach der Rückgriffsanspruch des Sozialversicherungsträgers auf die Höhe des 
zivilrechtlichen Schadensersatzanspruchs beschränkt werde. Nach dieser Regelung solle ledig-
lich der Regressanspruch des Sozialversicherungsträgers an die fiktive zivilrechtliche Haftung 
des Schädigers – auch im Hinblick auf ein etwaiges Mitverschulden – angeglichen werden. Die 
Regelung des § 116 Abs. 6 SGB X lasse aber den zivilrechtlichen Schadensersatz des Ge-
schädigten gegen den Schädiger unberührt; sie verhindere lediglich den Forderungsübergang 
auf den Sozialversicherungsträger. 

 
Der Bundesgerichtshof hat mit Beschluss vom 16.08.2016 – VI ZR 497/15 –  
wie folgt entschieden: 
  

http://dokcenter.dguv.de/livelink/livelink.exe/fetch/2000/1860033/4328684/5487219/10_2015_06.pdf?nodeid=5486126&vernum=-2
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